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Zeitarbeitsbranche zeigt sich besorgt
Arbeitsmarkt

Durchschnittlich 76.921 Mitarbeiter haben heimische Personaldienstleister 2024 an
die Wirtschaft überlassen und damit um 15 Prozent weniger als im Vorjahr. Das deute
auf eine sinkende Wirtschaftleistung hin, da die Zeitarbeitsbranche als Indikator
für Arbeitsmarktentwicklungen fungiert, sagt Martin Zieger, Personaldienstleister-
Vorsitzender.
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Brauereien fürchten
höhere Biersteuer

Fakten
Verbrauch
Der Zuckerverbrauch
sank in Österreich in
den vergangenen 30
Jahren um 30
Prozent. Die heimi-
sche Getränke-
industrie arbeitet
dabei mit freiwilligen
Selbstverpflichtungen

Großbritannien
Länder mit Zucker-
steuern haben laut
heimischer Lebens-
mittelindustrie den
durchschnittlichen
Verbrauch um nur
einen halben Würfel-
zucker pro Tag
gesenkt, ohne
Auswirkung auf
Adipositasraten. So
habe die britische
Zuckersteuer bei
Kindern wie Erwach-
senen eine Kalorien-
reduktion von nur 1
Prozent der empfoh-
lenen Tagesenergie-
aufnahme erzielt

Überblick

Überprüfung bei
KTM-Mutter
Pleite. Die Finanzmarktauf-
sicht (FMA) prüft, ob vor der
Insolvenz desMotorradher-
stellers KTMdie Publizitäts-
vorschriften vom börsenno-
tiertenMutterkonzern Pierer
Mobility eingehaltenwurden.
Konkret gehe es um den Zeit-
raum vonMai bis November,
in dem die Prognose der
Geschäftszahlen angepasst
und eine Änderung im Vor-
stand bekannt wurde.

Zeitarbeitsbranche
zeigt sich besorgt
Arbeitsmarkt. Durchschnitt-
lich 76.921Mitarbeiter
haben heimische Personal-
dienstleister 2024 an die
Wirtschaft überlassen und
damit um 15 Prozent weniger
als im Vorjahr. Das deute auf
eine sinkendeWirtschaftleis-
tung hin, da die Zeitarbeits-
branche als Indikator für
Arbeitsmarktentwicklungen
fungiert, sagtMartin Zieger,
Personaldienstleister-Vorsit-
zender.

Amazon-Betriebsrat
neu gegründet
Mitbestimmung. Bei Amazon
in Österreich ist erstmals ein
Arbeiter-Betriebsrat gewählt
worden. Das neunMitglieder
umfassende Team vertrete
die Interessen von knapp 700
Arbeitern an den Logistik-
standorten inWien, Nieder-
österreich, Kärnten und
Steiermark, teilte die
Gewerkschaft vida amMon-
tagmit. Nach Angaben von
Amazon begrüßt das Unter-
nehmen den Schritt.
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E-Control legt Berechnungen vor. Gasnetzentgelte um rund 70 Euro pro Jahr höher

MTH setzt 1,14 Milliarden Euro um
Zum von Josef Taus gegründeten
Konzern gehören Libro/Pagro

Zuckersteuer könnte Inflation anheizen
Befürchtung. Lebensmittelindustrie warnt Regierung vor Verteuerung von Limonade.

Schaden für Erzeuger, Verbraucher und Bauern wäre größer als gesundheitlicher Nutzen

VON ROBERT KLEEDORFER

Die Diskussion der Regie-
rungsverhandler über die
Einführung einer Zucker-
steuer nach britischem Vor-
bild hat an Dynamik gewon-
nen. Während Befürworter
argumentieren, dass eine sol-
che Steuer volksgesundheit-
liche Vorteile bringen könn-
te, überwiegen für Gegner
die negativen Auswirkungen
auf heimische Zuckerrüben-
Bauern, die Preise für Konsu-
menten und die Inflation.

„In einem Hochsteuer-
land wie Österreich ist kein
Platz und kein Bedarf für
eine diskriminierende Steuer
wie die Zuckersteuer“,sagt
Katharina Koßdorff, Ge-
schäftsführerin des Fachver-
bands der Lebensmittel-
industrie. Sie bewertet die
Steuer als „weitere Schwä-
chung des Standortes Öster-
reich sowie als Inflationstrei-
ber, die als Bagatellsteuer oh-
nehin keine echte Einnahme-
quelle für den Staat ist“.

Herausforderungen
Die Einführung einer Zucker-
steuer würde laut Koßdorff
auch finanzielle Auswirkun-
gen auf die Verbraucher ha-
ben, im besonderen sozial
Schwächere. Die Kosten für
zuckerhaltige Getränke wür-
den steigen, was die Kauf-
kraft der Haushalte erheb-
lich beeinträchtigen könnte.
Ab dem 1. Jänner 2025 wird
ein Pfand von 25 Cent pro
Dose oder PET-Flasche einge-
führt. Eine Zuckersteuer on
top würde die betroffenen
Getränke nochweiter verteu-
ern, was Unternehmen wie
Almdudler, Pfanner, Coca-
Cola, Rauch oder Red Bull,
die in jüngster Zeit in Öster-
reich investiert und viele
Arbeitsplätze gesichert ha-
ben, vor Herausforderungen
stellt.

Bei Konsumenten könnte
die Steuer zu einer Verlage-

Preise für Zucker und zucker-
haltige Getränke erhöhen,
sondern auch einen Domino-
effekt auf andere Branchen
auslösen. Lebensmittelpreise
könnten allgemein steigen, da
Hersteller die zusätzlichen
Kosten an die Verbraucher
weitergeben. Dies würde die
Inflationweiter anheizen.

Und nicht zuletzt würde
eine solche Steuer die Produk-
tionskosten der Bauern erhö-
hen und könnte die Wettbe-
werbsfähigkeit der Landwirte
sowie der verarbeitenden In-
dustrie erheblich gefährden.
„Die Gefahr, dass viele der
rund 5.000 Bauern ihre Zu-
ckerrüben-Produktion einstel-
len müssen, ist real“, warnt
Helmenstein.

Standortnachteil. Schon
jetzt liegt die Biersteuer in
Österreich deutlich über je-
ner einiger benachbarter
Biernationen. Sind es hier-
zulande je 0,5l-Lager- oder
Märzenbier 0,12 Euro, so
sind es in Deutschland nur
0,05 Euro bzw. 0,08 Euro
in Tschechien. Hinzu kom-
men niedrigere Mehrwert-
steuersätze. Österreichs
Bierbrauer fürchten nun,
dass sich im Zuge der Ko-
alitionsverhandlungen die

Lage noch mehr zu ihren
Ungunsten verschiebt. Die
Brauereien könnten bei
einer Steuererhöhung we-
niger wettbewerbsfähig
werden, heißt es aus der
Branche. Dies könnte zu
einem Rückgang des Ex-
ports oder einem vermehr-
ten Import von Bier aus an-
deren Ländern führen, was
die heimische Produktion
beeinträchtigen könnte.
Sie fordern indes eine Sen-
kung der Biersteuer.

rung auf billigere und damit
möglicherweise weniger vor-
teilhafte Produkte führen.
Anstatt das Verbraucherver-
halten zu ändern, könnte die
Steuer also unbeabsichtigte
negative Folgen auslösen, so
Koßdorff.

„Schon jetzt gibt es kaum
noch eine Branche, die keine
Sondersteuer mit Erzie-
hungscharakter kennt. Bei
zweifelhafter Lenkungswir-
kung dominiert das Motiv
der Einnahmenerzielung, so-
dass mit jeder neuen Steuer
die Abgabenlast noch weiter
zunimmt“, sagt Christian
Helmenstein, Vorstand des
Wirtschaftsforschungsinsti-
tuts Economica. Eine Zucker-
steuer würde nicht nur die

Strom-Netzentgelte steigen 2025 um rund 75 Euro

Energie. Nach zahlreichen
Meldungen dazu, um wie viel
Strom im kommenden Jahr
teurer werden könnte, mel-
det sich nun erneut die E-
Control zu Wort. Die Regulie-
rungsbehörde rechnet vor,
wie viel Geld Haushalte 2025
im Schnitt mehr für Strom-
und Gasnetzentgelte zahlen
müssen. Die steigenden Netz-
entgelte machen freilich nur
einen Teil der Kostensteige-
rungen im kommenden Jahr
aus. Auch die wegfallende
Strompreisbremse wird viele
Haushalte stärker belasten.

Weniger ist mehr
Im Österreichschnitt ergeben
sich ab 2025 um etwa 19 Pro-
zent höhere Stromnetzentgel-
te für Industrie, Haushalt und
Gewerbe. Für Haushalte stei-

gen die Entgelte mit im
Schnitt 23 Prozent deutlicher
an, da die Mengenrückgänge
in diesem Segment stärker
wirken. Weil die Stromabga-
bemenge im Jahr 2023 um
5,6 Prozent gesunken ist, wer-
den die Kosten für die Infra-
struktur quasi auf weniger Ki-
lowattstunden aufgeteilt.
Gleichzeitig stieg auch der In-
vestitionsbedarf in die Strom-
netze.

„Während imVorjahr bun-
desweit in Summe noch Ge-
samtkosten in Höhe von rund
2,5 Milliarden Euro durch die
Systemnutzungsentgelte auf-
gebracht werden mussten, so
sind dies im laufenden Jahr
bereits 3 Milliarden Euro. Für
einen durchschnittlichen
Haushalt mit einem Jahres-
verbrauch von 3.500 Kilo-

wattstunden beträgt die
Netzkostenerhöhung rund 73
Euro pro Jahr“, rechnet der
Vorstand der E-Control, Al-
fons Haber, vor.

Die genaue Höhe der
Netzentgelte ist je nach
Wohnort unterschiedlich.
Fast überall kommt es zu
deutlichen Erhöhungen, nur
in Graz nicht, da hier ein
deutlich geringerer Investi-
tionsbedarf ermittelt wurde
und auch die Mengenent-
wicklung weniger stark rück-
läufigwar.

Gaspreis ebenfalls höher
Zu Preissteigerungen kommt
es im kommenden Jahr auch
bei den Gasnetzentgelten.
„Für einen gasbeheizten
Durchschnittshaushalt mit
einem Jahresverbrauch von

15.000 Kilowattstunden ver-
teuern sich im österreichwei-
ten Schnitt die Netzentgelte
um 16,6 Prozent“, rechnet
Haber vor. Das entspricht
rund 70 Euro im Jahr. Beson-
ders hoch sind die Anstiege in
Niederösterreich, Oberöster-
reich und imBurgenland.

Der Gaspreis stieg heuer
u. a. aufgrund der deutschen
Gasspeicherumlage an, die
beim Transit durch das Nach-
barland fällig wird. Sie sollte
eigentlich abgeschafft wer-
den, das Ende der Ampelko-
alition kam dazwischen. Kli-
ma- und Energieministerin
Leonore Gewessler drängt er-
neut darauf, die Regelung
endlich abzuschaffen. SPD
und Grüne sind dafür, nun
muss noch die CDU über-
zeugt werden. DAVID KOTRBAGrafik: LG | APA Quelle: E-Control

Burgenland 69,46 + 23,7 %

Kärnten

Innsbruck

63,67 + 14,8 %

NÖ 102,56 + 32,2 %

OÖ 70,18 + 25,8 %

Salzburg 47,37 + 13,7 %

Steiermark 103,44 + 29,2 %

Tirol 23,72 + 7,8 %

Vorarlberg

Klagenfurt

Graz

47,40 + 19,0 %

Wien 95,63 + 31,6 %
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in Cent/kWh
(netto)

Veränderung zum Vorjahr
in Euro pro Jahr (brutto)

Preise für einen Haushalt (Jahresverbrauch 3.500 kWh)
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In Österreich gibt es noch 5.000 Zuckerrüben-Bauern. Eine Zuckersteuer könnte für einige das Aus bedeuten
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